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Geschäftsbereidi des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter 
Dr. Freiherr 
Spies von 
Büllesheim 

(CDU/CSU) 


Seit wann und mit jeweils welcher Auflage 
erscheint der Informationsdienst „aus Bonn — 
Informationen der Bundesregierung für Ar- 
beitnehmer", und seit wann wird der Dienst 
auch allen Standorten der Bundeswehr zuge- 
stellt? 


Antwort des Staatssekretärs Bölling 
vom 25. August 

Der Dienst „aus Bonn — Informationen der Bundesregierung für 
Arbeitnehmer" erscheint seit April 1976 monatlich in Auflagen 
zwischen 40 000 und 45 000 Exemplaren und wird seitdem u. a. 
allen Standorten der Bundeswehr zugestellt. 


2. Abgeordneter Welche Kosten verursachen Herausgabe und 
Dr. Freiherr Versendung, und für welche Zeit ist das Er- 

Spies von scheinen des Dienstes vorgesehen? 

Büllesheim 
(CDU/CSU) 

Antwort des Staatssekretärs Bölling 
vom 25. August 

Die Kosten für Herstellung, Versand, Adressen und redaktionelle 
Bearbeitung betrugen für die inzwischen abgerechneten ersten 
drei Ausgaben im Durchschnitt 32 000, — DM je Ausgabe. 

Der Informationsdienst wird zumindest bis Ende des Jahres 1976 
erscheinen; eine Fortführung im Jahr 1977 ist vorgesehen. 


Geschäftshereidi des Bundesministers des Auswärtigen 


3. Abgeordneter Welche Ergebnisse hat im einzelnen der Be- 
Dr. Fuchs such des rumänischen Außenministers für die 

(CDU/CSU) Ausreise der Deutschen aus Rumänien in den 

freien Teil Deutsdilands und für Besuchsreisen 
zu ihnen gebracht, und welche Zusagen hat 
die rumänische Seite bei den bislang nicht be- 
willigten Familienausführungen gemacht bzw. 
für die Zukunft in Aussicht gestellt? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Gehlhoff 
vom 20. August 

Entsprechend der großen humanitären und politischen Bedeutung, 
die ihnen im Rahmen der deutscJi-mmänischen Beziehungen zu- 
kommt, hat der Bundesminister des Auswärtigen die Fragen der 
Familienzusammenführung und des Besuchsreiseverkehrs in bei- 
den Richtungen in seinen Gesprächen mit dem rumänischen 
Außenminister Macovescu eingehend erörtert. 
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Zweck dieser Gespräche war es vor allem, der rumänischen Seite 
die Auffassung und die Besorgnis der Bundesregierung über die 
restrektive rumänische Praxis auf diesen Gebieten darzulegen. 

Der rumänische Außenminister hat seinerseits die grundsätzliche 
Bereitschaft seiner Regierung unterstrichen, humanitäre Probleme 
zu lösen. 

Das Auswärtige Amt hofft, daß diese grundsätzliche Bereitschaft 
in der Zukunft konkrete Ergebnisse zeitigen wird. Die Bundes- 
regierung wird auch weiterhin bei der rumänischen Regierung 
bei allen sich bietenden Gelegenheiten auf eine befriedigende 
Entwicklung der Familienzusammenführung und des Besuchs- 
reiseverkehrs einwirken. 


4. Abgeordneter 

Dr. Schulz 
(Berlin) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, zu einer wirk- 
samen Bekämpfung des internationalen Terro- 
rismus innerhalb der EG und der NATO die 
Initiative zu ergreifen und konkrete Vor- 
schläge zu machen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Gehlhoff 
vom 27. August 

Der internationale Terrorismus kennt keine Grenzen und kann 
erfolgreich nur durch internationale Zusammenarbeit bekämpft 
werden. Die Bundesregierung hat sich daher seit Jahresfrist mit 
großem Nachdruck für wirksame Maßnahmen der hierfür geeig- 
neten internationalen Gremien eingesetzt. An den Bemühungen 
um eine internationale Bekämpfung des Terrorismus, die sich 
in letzter Zeit abzeichnen, hat sie wesentlichen Anteil: 

— Auf gemeinsame Initiative des britischen, französischen und 
deutschen Innenministers fand am 29. Juni 1976 in Luxemburg 
im Auftrag des Europäischen Rats eine Konferenz der für die 
innere Sicherheit verantwortlichen Minister aller EG-Staaten 
statt, die eine ständige enge Zusammenarbeit bei der Terro- 
rismusbekämpfung eingeleitet hat, 

— Der Europäische Rat vom 12. Juli 1976 hat in einer Erklärung 
die unmenschliche Methode der Geiselnahme verurteilt und 
weltweite Maßnahmen zur Bekämpfung und Verhinderung 
von internationalen Terroranschlägen und Entführungen ge- 
fordert. Die Justizminister der neun EG-Staaten wurden mit 
der Ausarbeitung eines Abkommens zur Auslieferung oder 
gerichtlichen Verfolgung von Geiselnehmern beauftragt. 

— Die im Europarat ausgearbeitete Konvention zur Bekämpfung 
des Terrorismus wurde am 25. Juni 1976 mit großer Mehrheit 
in Straßburg angenommen. Die Bundesregierung hofft, daß die 
Auflegung zur Unterzeichnung, der noch ein französischer Ein- 
spruch entgegensteht, bald erfolgen kann. 

(Zu dem Programm, auf das sich die Minister geeinigt haben, 
wird auf die Mitteilung des Bundesministeriums des Innern 
im Bulletin Nr. 78 vom 1. Juli 1976 hingewiesen). 

— In der Debatte des Sicherheitsrates der VN, mit der die Auf- 
merksamkeit der Weltöffentlichkeit auf die Gefährdung des 
internationalen Friedens durch Terroraktionen gelenkt wurde, 
hat die Bundesregierung in ihrer Erklärung vom 12. Juli 1976 
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zur Ausarbeitung in einer weltweiten Konvention über inter- 
nationale Maßnahmen gegen die Geiselnahme aufgerufen. 
Die Bundesregierung beabsichtigt, ihre Initiative im Rahmen 
der VN auf der kommenden 31. Generalversammlung zu 
substanziieren und mit Nachdruck weiter zu verfolgen. 

Die Bundesregierung steht bei ihren Bemühungen in ständiger 
Verbindung mit ihren westlichen Partnern. Eine zusätzliche Ini- 
tiative in der NATO erscheint ihr weder erforderlich noch von 
der Zuständigkeit her angebracht. 

5. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es nicht für ange- 

Dr. Schulz bracht, alle diplomatischen und sonstigen Be- 

(Berlin) Ziehungen zu Uganda abzubrechen, nachdem 

(CDU/CSU) die Solidarität des dortigen Staatschefs mit 

den internationalen Terroristen erwiesen ist? 

Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 23. August 

Die Bundesregierung hält es nicht für angebracht, alle diploma- 
tischen und sonstigen Beziehungen zu Uganda abzubrechen. Sie 
läßt sich dabei vor allem vom Gesichtspunkt der Sicherheit der 
in Uganda lebenden deutschen Staatsangehörigen leiten. 

6. Abgeordneter Trifft es zu, daß Deutschen in Rumänien, die in 

Dr. Franz den freien Teil Deutschlands ausreisen möch- 

(CDU/CSU) ten, oft die Antragsformulare verweigert, sie 

selbst beschimpft und bedroht und angenom- 
mene Anträge abschlägig beschieden werden, 
und wird die Bundesregierung — bejahenden- 
falls — auf die rumänischen Wünsche nach 
vermehrter wirtschaftlicher Zusammenarbeit 
damit antworten, daß die Beziehungen auf 
allen Gebieten gleich gut sein müssen? 

Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 25. August 

Zu dem in Ihrem Schreiben gestellten ersten Teil der Frage teile 
ich Ihnen mit, daß die Bundesregierung Kenntnis von den Ver- 
suchen rumänischer Behörden und anderer Organisationen hat, 
Personen deutscher Volkszugehörigkeit, die in die Bundesrepu- 
blik Deutschland ausreisen wollen, durch Vorladung zu Gesprä- 
chen zur Aufgabe dieser Absicht zu bewegen. 

Zu diesem Problem hat das Auswärtige Amt auf die parlamenta- 
rischen Anfragen der Abgeordneten Dr. Hupka und Hösl in den 
Fragestunden am 5. und 6. Mai 1976 sowie des Abgeordneten 
Zoglmann am 3. Juni 1976 sehr ausführlich Stellung genommen. 

Zum zweiten Teil Ihrer Fage ist zu sagen, daß eine vermehrte 
wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und Rumänien nicht nur ein rumänisches Anliegen 
ist, sondern auch in unserem Interesse liegt. 

Dies gilt vor allem in Anbetracht der Tatsache, daß in den ersten 
sechs Monaten dieses Jahres die rumänischen Importe aus der 
Bundesrepublik Deutschland einen Rückgang von ca. 40Vo zu 
verzeichnen hatten. Der Bundesregierung liegt sehr daran, den 
deutschen Export nach Rumänien wieder auf das frühere hohe 
Niveau zu bringen. Wirtschaftliche Sanktionen erscheinen daher 
in diesem Zusammenhang weder möglich noch angebracht. 
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7. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Biehle die Erklärung, mit der die Sowjetunion die 

(CDU/CSU) Mitgliedschaft von Abgeordneten aus dem 

Land Berlin im Europäischen Parlament als 
Verletzung des Vier-Mächte-Abkommens be- 
zeichnet hat, als neuer Verstoß Moskaus gegen 
das Vier-Mächte-Abkommen anzusehen ist, 
und^wenn ja, wie hat die Bundesregierung dar- 
auf reagiert? 

Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 20. August 

Die Bundesregierung wurde von den Drei Mächten darüber unter- 
richtet, daß die sowjetische Regierung den Botschaftern der Drei 
Mächte in Moskau eine Erklärung über die Einbeziehung Berlins 
in die Direktwahl zum Europäischen Parlament übergeben hat. 

Berlin ist von Anfang an, d. h. seit Inkrafttreten der Römischen 
Verträge, in die Europäische Gemeinschaft einbezogen. Die Bun- 
desregierung hat immer die Auffassung vertreten, daß die 
Berliner, die schon bisher durch Abgeordnete im Europäischen 
Parlament vertreten sind, auch in einem direkt gewählten Parla- 
ment vertreten sein müssen. Diese Ansicht wird von den Drei 
Mächten geteilt. 

Die Bundesregierung und die Drei Mächte konsultieren sich zur 
Zeit über eine Antwort auf den sowjetischen Protest. Es kann 
davon ausgegangen werden, daß dieser Protest durch die Drei 
Mächte als unbegründet zurückgewiesen werden wird, da nach 
Auffassung der Drei Mächte Berliner bisher an den Beratungen 
des Europäischen Parlaments in einer Weise teilgenommen 
haben, die mit den Rechten und Verantwortlichkeiten der Alliier- 
ten und dem Viermächteabkommen vom 3. September 1971 
vereinbar ist und dies auch in Zukunft der Fall sein wird. 

8. Abgeordneter Wann und in welcher Form hat die Bundes- 

Böhm regierimg bei der polnischen Regierung gegen 

(Melsungen) die in Schnellverfahren gefällten drakonischen 
(CDU/CSU) Urteile gegen polnische Arbeiter protestiert, 

die sich an den Demonstrationen des 25. Juni 
1976 beteiligt hatten, nachdem die Bundes- 
regierung gegen Menschenrechtsverletzungen 
in anderen Teilen der Welt immer wieder pro- 
testiert hat? 

Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 25. August 

Die Bundesregierung tritt für einen weltweiten Schutz der Men- 
schenrechte ein und hat dies besonders seit dem Beitritt der 
Bundesrepublik Deutschland zu den Vereinten Nationen unmiß- 
verständlich klar gemacht. 

Die Bundesregierung teilt die insbesondere wegen der Höhe der 
verhängten Strafen in der internationalen Öffentlichkeit geäußer- 
ten Sorgen, sieht sich jedoch nicht berechtigt, bei der polnischen 
Regierung Protest zu erheben, da nach den ihr vorliegenden 
Erkenntnissen im Zusammenhang mit den Prozessen gegen Teil- 
nehmer an den Demonstrationen in Polen vom 25. Juni 1976 
keine Völkerrechtsverletzungen begangen und Rechte deutscher 
Staatsbürger nicht berührt worden sind. 
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9. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 

(CDU/CSU) 


Welche Konsequenzen wird die Bundesregie- 
rung daraus ziehen, daß nach den öffentlichen 
Bekundungen eines früheren Majors des tsche- 
choslowakisciien Geheimdienstes der Botschaf- 
ter der CSSR in der Bundesrepublik Deutsch- 
land, Jiri Götz, Angehöriger dieses Geheim- 
dienstes war oder noch ist? 


Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 25. August 

Der Bundesregierung liegen keine Anhaltspunkte für eine nach- 
richtendienstliche Tätigkeit des Botschafters der CSSR in der 
Bundesrepublik Deutschland vor. 

Ein Anlaß, diplomatische Schritte zu unternehmen, ist daher für 
die Bundesregierung nicht gegeben. 


10. Abgeordneter 

Dr. Mertes 
(Gerolstein) 

(CDU/CSU) 


Mißt die Bundesregierung bei der weiteren 
Gestaltung der Beziehungen zwischen unserem 
Land und Polen dem unverfälschten Ge- 
schichtsbild der Jugend beider Völker eine 
erhebliche Rolle bei, und wenn ja, welche Fol- 
gerungen zieht sie in diesem Zusammenhang 
aus der unterschiedlichen Bewertung der Be- 
deutung des christlichen und freiheitlichen 
Faktors für Geschichte und Gegenwart des 
polnischen und des deutschen Volks, wie sie in 
den staatlich genehmigten polnischen Ge- 
schichtsdarstellungen einerseits und im Brief 
der polnischen Bischöfe an den deutschen Ka- 
tholischen Episkopat von 1965 andererseits 
ihren Ausdruck findet? 


Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 27. August 

Die Bundesregierung mißt in der Tat bei der weiteren Gestaltung 
der Beziehungen zwischen unserem Land und Polen dem unver- 
fälschten Geschichtsbild der Jugend beider Völker eine erhebliche 
Rolle bei. Hierbei muß jedoch der Tatsache Rechnung getragen 
werden, daß die objektive Feststellung eines unverfälschten 
Geschichtsbildes nicht nur zwischen verschiedenen Ländern, zu- 
mal wenn diese unterschiedlichen Gesellschaftssystemen ange- 
hören, sondern auch innerhalb der einzelnen Länder Schwierig- 
keiten bereitet. Die Bundesregierung hat keine unmittelbare 
Einwirkungsmöglichkeit auf entsprechende Auseinandersetzun- 
gen in einem anderen Land. 

Sie sieht es jedoch — und dies gilt auch im Verhältnis zu 
Polen — als vordringliche Aufgabe an, Divergenzen, die geeignet 
sind, in den zwischenstaatlichen Beziehungen Vorurteile zu för- 
dern und Verzeichnungen des Geschichtsbildes hervorzurufen, 
im Interesse einer Verständigung zwischen den Völkern zu ver- 
mindern und auszuräumen. 

Diesem Ziel dienen vor allem die deutsch-polnischen Schulbuch- 
konferenzen, die seit 1972 von unabhängigen Wissenschaftlern 
durchgeführt werden. 
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In diesem Zusammenhang ist auf das am 11. Juni 1976 Unter- 
zeichnete deutsch-polnische Kulturabkommen zu verweisen. Dort 
heißt es in Artikel 4: 

„In Anbetracht der großen Bedeutung, die die Schule und die 
Schulbücher für die Jugenderziehung haben, werden die Ver- 
tragsparteien ihre Bemühungen fortsetzen, in den Schulbüchern 
eine Darstellung der Geschichte, Geographie und Kultur der 
anderen Seite zu erreichen, die eine umfassendere Kenntnis und 
ein besesres gegenseitiges Verständnis fördert; sie werden 
darauf hinwirken, daß dabei die Empfehlungen der gemeinsamen 
Schulbuchkommission berücksichtigt werden. . 


11. Abgeordneter 
Dr. Czaja 

(CDU/CSU) 


Gibt es nach Auffassung der Bundesregierung 
einen völkerrechtlichen Unterschied zwischen 
„der einseitig restriktiven Auslegung einiger 
Bestimmungen des Berlin-Abkommens" durch 
die Sowjetunion (Erklärung der Bundesregie- 
rung auf die sowjetische Erklärung vom 22. 
Mai 1976, veröffentlicht im Bulletin vom 1. Juli 
1976 Ziffer 5) und dem Bruch dieser Bestim- 
mungen, oder besagt die Formel von der „ein- 
seitig restriktiven Auslegung" das Gleiche wie 
„Verletzung der Vertragsbestimmungen"? 


Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 27. August 

Nach völkerrechtlichem Sprachgebrauch sind die Begriffe „ein- 
seitig restriktive Auslegung" und „Verletzung" der Bestimmun- 
gen eines zwischenstaatlichen Vertrages nicht synonym. 

Mit der Antwort auf die am 12. Mai 1976 veröffentliche Erklä- 
rung der Regierung der UdSSR ging es der Bundesregierung 
auch nicht darum, die Verletzung einzelner Bestimmungen des 
Viermächteabkommens vom 3. September 1971, zu dessen Signa- 
taren die Bundesrepublik Deutschland bekanntlich nicht gehört, 
zu konstatieren. Mit der Antwort sollte im gegebenen Sachzu- 
sammenhang vielmehr u. a. deutlich gemacht werden, daß Ver- 
suche, das Viermächteabkommen vom 3. September 1971 ein- 
seitig restriktiv auszulegen, eine Belastung des gesamten Ent- 
spaiuiungsprozesses darstellen. 


12. Abgeordneter 

Dr. Czaja 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die in Paris abgege- 
bene bedeutsame Beurteilung der Gesamteuro- 
päischen Konferenz durch den österreichischen 
Bundeskanzler Kreisky, wonach „es an einer 
ausreichenden Abstimmung zwischen den 
westlichen Demokratien gemangelt" habe und 
man „nicht noch einmal so relativ unvorberei- 
tet an eine gesamteuropäische Konferenz her- 
angehen dürfe, wie an die von Helsinki", 
(Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 1. Juli 
1976, Seite 3), oder ist sie nach Prüfung aller 
Unterlagen der Konferenz von Helsinki ent- 
gegengesetzter Auffassung und warum? 
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Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 23. August 

Die Tatsache, daß der Westen seine mit der KSZE verbundenen 
Zielvorstellungen weitgehend verwirklichen konnte, ist nicht 
zuletzt das Ergebnis einer erfolgreichen Abstimmung unter den 
westlichen KSZE-Teilnehmern sowohl in der Vorbereitungs- 
wie auch in der Verhandlungsphase selbst. Der Herr Bundes- 
minister des Auswärtigen hat am 25. Juli 1975 im Namen der 
Bundesregierung vor dem Deutschen Bundestag erklärt: „Wir, 
die Deutschen, die vom gegenwärtigen Zustand in Europa 
hauptsächlich und schmerzlich betroffen sind, sollten als erste 
erkennen, was es bedeutet, wenn wir unsere Belange nicht allein, 
sondern in Gemeinschaft mit unseren europäischen Partnern und 
damit auch mit ihrer Unterstützung verfolgen können. 

Auch die Rolle der neutralen und ungebundenen Staaten ist 
hervorzuheben. 

Das Konsensprinzip, nach dem die Konferenz arbeitet, hat diesen 
Staaten ein volles Mitspracherecht gesichert; sie haben es wirk- 
sam gebraucht. Sie haben das selbstverständlich im Sinne ihrer 
durch Neutralität und Ungebundenheit bestimmten außenpoliti- 
schen Interessen getan. 

Es hat sich aber erwiesen, daß überall dort, wo sie und wir 
dieselben Wertvorstellungen von Demokratie, Freiheit, Rechts- 
staatlichkeit und einer offenen Gesellschaft haben, die Gemein- 
samkeit dieser Vorstellungen immer wieder eindrucksvoll zur 
Geltung kam." (Drucksache 7/3867). 

Diese Feststellung bleibt auch weiterhin gültig. 


13. Abgeordneter 
Dr. Czaja 

(CDU/CSU) 


Warum kam es nicht zu einem gemeinsamen 
Vorgehen der Staaten der europäischen Eini- 
gung bzw, aller westlichen Staaten bei den 
Vorbehalten zum Inkrafttreten des Internatio- 
nalen Pakts über bürgerliche und politische 
Rechte, und ändern die deutschen Vorbehalte 
substantiell die einzelnen in den Vorbehalten 
aufgeführten Vertragsbestimmungen (vgl. 
Bundesgesetzblatt 1976 Teil II vom 8. Juli 
1976)? 


Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 25. August 

Wie Sie aus dem von Ihnen angeführten Bundesgesetzblatt 1976 
Teil II vom 8, Juli 1976 entnommen haben werden, beziehen 
sich die Vorbehalte der westlichen Staaten zum Internationalen 
Pakt vom 19. Dezember 1966 über bürgerliche und politische 
Rechte überwiegend auf Fragen, die ihre innerstaatliche Rechts- 
ordnung betreffen. Im Hinblick auf die unterschiedliche Aus- 
gestaltung dieser Rechtsordnungen hat sich bei der Abgabe von 
Vorbehalten schon von der Sache her kein gemeinschaftliches 
Vorgehen westlicher Staaten oder derjenigen Länder der Euro- 
päischen Gemeinschaft verwirklichen lassen, die diesen Vertrag 
bis heute ratifiziert haben. 

Die Vorbehalte, die die Bundesrepublik Deutschland bei Hinter^* 
legung der Ratifikationsurkunden am 17. Dezember 1973 erklärt 
hat, stellen keine substantielle Einschränkung der betreffenden 
Vorschriften des Internationalen Pakts dar; vielmehr tragen sie 
lediglich bestimmten Besonderheiten des deutschen Strafrechts 
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Rechnung oder zielen darauf ab, rechtliche Übereinstimmung mit 
der Regelung der Europäsidien Konvention vom 4. November 
1950 zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten her- 
zustellen. 

14. Abgeordneter Besteht nicht durch Artikel 59 Abs. 2 des 

Dr. Czaja Grundgesetzes die Notwendigkeit eines Zu- 

(CDU/CSU) Stimmungsgesetzes zum deutsch-polnischen 

Kulturabkommen, und warum enthält dann das 
Abkommen keine Ratifikationsklausel, son- 

dern macht nach Artikel 16 das Inkrafttreten 
von Noten über die Erfüllung innerstaatlicher 
- bezüglich der Bundesrepublik Deutschland 
unbekannter - Voraussetzungen abhängig? 

Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 31. August 

Kulturabkommen regeln weder die politischen Beziehungen des 
Bundes noch beziehen sie sich auf Gegenstände der Bundes- 
gesetzgebung. Sie bedürfen daher nicht gemäß Artikel 59, 
Abs. II GG der Zustimmung oder der Mitwirkung der für die 
Gesetzgebung zuständigen Körperschaften. Sie werden regel- 
mäßig in der Form eines Regierungsabkommens geschlossen. 
Dies gilt auch für das deutsch-polnische Kulturabkommen vom 
11. Juni 1976. 

Dagegen ist die Bundesregierung gehalten, beim Abschluß von 
Kulturabkommen wegen der Kulturhoheit der Länder gemäß der 
„Lindauer Absprache" vom 14. November 1957 das Einverständ- 
nis der Länder herbeizuführen, bevor das Kulturabkommen 
völkerrechtlich verbindlich wird. Dieses Einverständnis der 
Länder ist auf deutscher Seite gemeint, wenn in Artikel 16 des 
deutsch-polnischen Kulturabkommens dessen Inkrafttreten von 
der Erfüllung der erforderlichen innerstaatlichen Voraussetzun- 
gen abhängig gemacht wird. 

15. Abgeordneter Treffen jüngste Meldungen über Verfolgun- 

Biehle gen und Schikanen aus religiösen Gründen 

(CDU/CSU) durch tschechoslowakische Behörden zu, und 

welche Schlußfolgerung zieht die Bundesre- 
gierung — bejahendenfalls — aus diesem 
weiteren Abrücken des Ostblocks von den in 
Helsinki getroffenen Vereinbarungen für die 
deutsche Ostpolitik und vertraglichen Bedin- 
gungen ZU Mitgliedern des Warschauer Pakts? 

Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 9. September 

Der Bundesregierung ist die generell schwierige Lage der Kirchen 
in den kommunistischen Ländern bekannt. Sie kann sich aller- 
dings auf Grund der bisher vorliegenden Hinweise kein ab- 
schließendes Urteil darüber erlauben, ob in dieser Hinsicht in der 
CSSR in letzter Zeit weitere Verschlechterungen eingetreten sind. 
Die Teilnehmerstaaten der KSZE haben sich in Prinzip VII der 
Prinzipienerklärung der Schlußakte von Helsinki ausdrücklich 
dazu bekannt, die Menschenrechte und Grundfreiheiten, ein- 
schließlich der Religionsfreiheit, zu achten. Die Bundesregierung 
wird ihre bisher eingenommene Haltung konsequent weiter ver- 
treten und sich für die Wahrung und Durchsetzung der Menschen- 
rechte in dem durch die KSZE gesetzten Rahmen und weltweit 
in den hierfür vorgesehenen UN-Gremien nachdrücklich ein- 
setzen. 
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Das KSZE-Folgetreffen im nächsten Jahr in Belgrad wird Gele- 
genheit geben festzustellen, inwieweit die Beschlüsse von Hel- 
sinki bereits realisiert wurden. Die Bundesregierung wird ihr 
eigenes Vorgehen uuf dieser Konferenz mit den ihr befreundeten 
und verbündeten Regierungen abstimmen. Zweifellos wird auch 
der Vatikan als Mitunterzeichner der Schlußakte von Helsinki 
gerade der Frage der Religionsfreiheit in Belgrad seine beson- 
dere Aufmerksamkeit widmen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


16. Abgeordneter Ist die Bundesregierung generell bereit, die 
Niegel technische und gebührenrechtliche Behandlung 

(CDU/CSU) von Einrichtungen, wie Freiwillige Feuerwehr, 

Rotes Kreuz, Technisches Hilfswerk, die der 
Hilfe und Rettung dienen, großzügig zu lösen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Hartkopf 
vom 24. August 

Im Einvernehmen mit dem Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen beantworte ich Ihre Frage wie folgt: 

1. Die Alarmierung der Katastrophenschutzkräfte durch die zu- 
ständigen kommunalen Behörden erfolgt nach unterschiedlichen 
Methoden. 

Die Helfer werden über Telefon und Boten nach dem sogenann- 
ten Schneeballsystem oder durch Sirenen und Lautsprecheran- 
lagen informiert. 

Die optimale Lösung stellt die Unterrichtung über Funk dar. 
Das gilt insbesondere für den Verteidigungsfall, in dem eine 
Störung der elektrischen Sirenen oder der Femsprechleitungen 
nicht auszuschließen ist. 

Die Funkalarmierung wird von einer zentralen Geberanlage 
ausgelöst. Die Helfer empfangen die Einsatzbefehle mit einem 
Meldegerät, das sie in ihrer Wohnung auf stellen oder bei sich 
tragen. 

Im friedensmäßigen Katastrophenschutz, für den die Länder zu- 
ständig sind, findet diese Methode teilweise schon — namentlich 
bei den Feuerwehren — Anwendung, allerdings mit der Ein- 
schränkung, daß aus Kostengründen nur Führungskräfte mit 
einem Meldeempfänger ausgerüstet sind. Die übrigen Angehöri- 
gen der Einheiten werden im Schneeballverfahren in Kenntnis 
gesetzt. 

Der Bund, dem die Erweiterung des Katastrophenschutzes obliegt, 
hat sich hinsichtlich seines Anteils ebenfalls für die Einführung 
dieses Mischsystems ausgesprochen. 

Zunächst wurden für die Einheiten und Einrichtungen der Bun- 
desanstalt Technisches Hilfswerk 800 Meldeempfänger im Wert 
von rund 1,2 Millionen DM beschafft. 

Der Preis solcher Geräte, von denen auch im Jahr 1977 wieder 
250 Stück erworben werden sollen, liegt zur Zeit noch zwischen 
1300 DM und 1500 DM. 

Bei diesen Kosten sah sich der Bund angesichts der begrenzten 
Mittelausstattung des Katastrophenschutzes noch nicht in der 
Lage, auch für den übrigen Verstärkungsteil gleichzeitig der- 
artige Funkanlagen zur Vefrügung zu stellen. 
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Derzeit befindet sich aber ein Gerät in der Erprobung, das ledig- 
lich 700 DM kosten soll. Falls es bei diesem Preis bleibt, werde 
ich eine Erweiterung des Besdiaffungsprogramms für Melde- 
empfänger vors eben. 

2. Sicherheitsbehörden, denen vom Bundesminister für das Post- 
und Fernmeldewesen eine Sammelgenehmigung zum Errichten 
und Betreiben von Funkanlagen erteilt worden ist, müssen Funk- 
anlagen, die sie in Betrieb nehmen wollen, gemäß Meterwellen- 
funk-Richtlinie für Behörden und Organisationen mit Sidier- 
heitsaufgaben (BOS) bei den Fernmeldeämtern der Deutschen 
Bundespost anmelden. Soweit die in dieser Richtlinie genannten 
Voraussetzungen erfüllt sind, wird die Anmeldung von jedem 
Fernmeldeamt angenommen. Legen jedoch Behörden oder Orga- 
nisationen, die keine Sammelgenehmigung erhalten haben, An- 
meldungen von Funkanlagen bei den Fernmeldeämtern vor, so 
müssen diese von dfen Fernmeldeämtern zurückgewiesen werden. 

Bezüglich der Funkanlagen für Zwecke des Katastrophenschutzes 
wird, sobald die noch offenen Rechtsfragen geklärt sind, eine 
einvernehmliche Regelung zwischen dem Bundesminister für das 
Post- und Fernmeldewesen und dem Bundesminister des Innern 
getroffen werden. Hierzu gehört auch die Regelung der 
Gebührenfrage. Entsprechende abschließende Gespräche zwischen 
den Ministerien wurden bereits vereinbart. 


17. Abgeordneter 
Dr. Mertes 
(Gerolstein) 

(CDU/CSU) 


Bis spätestens wann wird die von den deutsch- 
belgisch-luxemburgischen Parlamentarierkon- 
ferenzen von 1974 (Arlon) und 1976 (Burg 
Vogelsang und Schleiden-Gemünd) einstimmig 
geforderte Angleichung der nationalen Grenz- 
übertrittsregelungen im Sinne der jeweils groß- 
zügigsten der bestehenden Regelungen erfol- 
gen? 


18. Abgeordneter 
Dr. Mertes 
(Gerolstein) 
(CDU/CSU) 


Gedenkt die Bundesregierung, im Zusammen- 
wirken mit der belgischen und der luxembur- 
gischen Regierung den gemeinschaftlichen An- 
regungen der Parlamentarier der drei Länder 
zur Erleichterung des Grenzverkehrs baldmög- 
lichst Rechnung zu tragen und in Kürze ent- 
sprechende bilaterale und/oder trilaterale Ver- 
handlungen über den Abschluß entsprechender 
Regelungen aufzunehmen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hartkopf 
vom 24. August 

In der Antwort auf Ihre Schriftliche Frage für die Fragestunden 
im Deutschen Bundestag am 13./ 14. November 1974 habe ich 
seinerzeit ausgeführt, daß zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land einerseits und Belgien und Luxemburg andererseits die 
Zusammenarbeit der Sicherheitsbehörden sowie die Harmonisie- 
rung des Ausländerrechts noch nicht so weit fortgeschritten sind, 
daß auf Grenzkontrollen verzichtet werden kann, und daß Grenz- 
kontrollen ohne Vorlage von Personalausweisen durch die 
Reisenden nicht durchführbar sind. Ich habe ferner darauf hin- 
gewiesen, daß den Bedürfnissen der Grenzbevölkerung durch 
Erteilung von besonderen Erlaubnissen in ausreichendem Maße 
Rechnung getragen werden kann. 
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Inzwischen haben die Staats- und Regierungschefs der EG-Staaten 
auf der Pariser Gipfelkonferenz im Dezember 1974 eine Arbeits- 
gruppe eingesetzt, die sich u. a. mit der Abschaffung der Grenz- 
kontrollen innerhalb der Gemeinschaft beschäftigt. Dieses Ziel 
wird allerdings erst erreichbar sein, wenn es gelingt, das damit 
verbundene Sicherheitsdefizit durch andere Maßnahmen auszu- 
gleichen. Das setzt umfangreiche Vorarbeiten aller Mitgliedstaa- 
ten der Gemeinschaft voraus. In diese laufenden multilateralen 
Verhandlungen werden auch die den belgisch-luxemburgischen 
Grenzraum betreffenden Verhandlungen einbezogen. 

Die von der Parlamentarierkonferenz angesprochenen deutsch- 
belgischen Verhandlungen über die Zulassung grenzüberschrei- 
tender Wanderwege bleiben hiervon unberührt. Sie sind vorerst 
erfolgreich abgeschlossen und haben seit der Schlußerklärung 
der Parlamentarierkonferenz erfreulicherweise zur Zulassung 
von weiteren sieben Wander- und zwei Pilgerwegen geführt. 


19. Abgeordneter 
Biechele 


(CDU/CSU) 


Welche Modellvorhaben der Müllbeseitigung 
als Recycling-Anlagen werden von der Bun- 
desregierung finanziell gefördert, wie hoch 
sind die jeweiligen finanziellen Zuschüsse, und 
wie beurteilt die Bundesregierung diese Vor- 
haben? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hartkopf 
vom 24. August 

Die Verwertung von Abfällen zählt zu den Schwerpunkten des 
Abfallwirtschaftsprogramms 75 der Bundesregierung sowie des 
Rohstoffsicherungsprogramms des Bundesministers für For- 
schung und Technologie. In Ausführung dieser Programme fördert 
die Bundesregierung gegenwärtig Forschungs- und Entwick- 
lungsarbeiten an Anlagen mit folgender Zweckbestimmung: 

1. Grob- und Feinsortierung von Hausmüll 
Förderungsmittel des Bundes; ca. 450 000 DM 
(Bundesminister des Innern) 

2. Aufbereitung und Verarbeitung von Rest- und Abfallstoffen 
der Stahlindustrie 

Förderungsmittel des Bundes: ca. 3 Millionen DM 
(Bundesminister für Forschung und Technologie) 

3. Verhüttung von zink-/bleihaltigen Rückständen im Imperial- 
Smelting-Schachtofen 

Fördemngsmittel des Bundes: ca. 1,77 Millionen DM 
(Bundesminister für Forschung und Technologie) 

4. Verwertung zinnhaltiger Rückstände und oxidischer Stäube 
mittels Elektrowiderstandsofen 

Förderungsmittel des Bundes: ca. 1,75 Millionen DM 
(Bundesminister für Forschung und Technologie) 

5. Hydrolyse von Kunststoffabfällen mit dem Ziel der Rückge- 
winnung und Verwertung der Ausgangsstoffe 
Förderungsmittel des Bundes: ca. 600 000 DM 
(Bundesminister für Forschung und Technologie) 

6. Aufbereitung von industriellen Kunststoffabfällen 
Förderungsmittel des Bundes: ca. 650 000 DM 
(Bundesminister für Forschung und Technologie) 
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7. Pyrolyse von Abfällen (System „Destrugas") 

Förderungsmittel des Bundes: ca. 700000 DM 
(Bundesminister des Innern) 

8. Pyrolyse von Hausmüll an der Müllentsorgungsanlage der 
Stadt Frankfurt (System „Andco-Torrax") 

Förderungsmittel des Bundes: ca. 8 Millionen DM 
(Bundesminister für Forschung und Technologie) 

9. Pyrolyse von Sonderabfällen unter Rückgewinnung von Roh- 
stoffen 

Förderungsmittel des Bundes: ca. 5 Millionen DM 
(Bundesminister für Forschung und Technologie) 

10. Hochtemperaturverbrennung von Abfällen (System „Steen") 
Förderungsmittel des Bundes: ca. 4,5 Millionen DM 
(Bundesminister für Forschung und Technologie) 

1 1 . Vergasung von Haus- und Industriemüll 
Förderungsmittel des Bundes: ca. 3,9 Millionen DM 
(Bundesminister für Forschung und Technologie) 

12. Verwertung von Kunststoffabfällen durch pyrolytischen Ab- 
bau 

Förderungsmittel des Bundes: ca. 970 000 DM 
(Bundesminister für Forschung und Technologie) 

Im Rahmen der Vorhaben 1. bis 6. werden Verfahren zur.^Rück- 
gewinnung von Rohstoffen aus Abfällen und zu ihrer Weiter- 
verarbeitung zu neuen Produkten untersucht und erprobt. 
Wesentliche Gesichtspunkte sind hierbei die Wirtschaftlichkeit 
und Umweltverträglichkeit. Die Bundesregierung erhofft sich 
von der Förderung dieser Vorhaben spürbare Fortschritte hin- 
sichtlich der Einsparung von Rohstoffen und der Verringerung 
der Umweltbelastung durch Abfälle. 

Gegenstand der Vorhaben 7. bis 12. ist die Entwicklung, Verbes- 
serung und Erprobung neuer Verfahren zur thermischen Abfall- 
behandlung. Die Bundesregierung sieht in der Förderung dieser 
Anlagen einen wichtigen Beitrag zur Rückgewinnung chemischer 
Grundstoffe und Nutzung des Energie-Inhalts von Abfällen. 

Die Förderung der vorgenannten Vorhaben trägt zu einer Redu- 
zierung des unternehmerischen Risikos bei und unterstützt auf 
diese Weise Bemühungen der Industrie zur stärkeren Verwer- 
tung von Abfällen. Darüber hinaus dürfte sich der von diesen 
Vorhaben erwartete technologische Fortschritt auch günstig auf 
die Wettbewerbsfähigkeit der einschlägigen Industrie im inter- 
nationalen Bereich aus wirken. 

Für die nächsten Jahre plant die Bundesregierung die Förderung 
einer Demonstrationsanlage zur Rückgewinnung von Rohstoffen 
aus Hausmüll („Bundesmodell Abfallverwertung"). Die gegen- 
wärtige Finanzplanung sieht für dieses insgesamt über neun 
Jahre laufende Modellvorhaben Bundesmittel für Planung, Er- 
richtung und Betrieb in einer Größenordnung von ca. 40 Millio- 
nen DM vor (Bundesminister für Forschung und Technologie). 

Im Rahmen des geplanten Vorhabens sollen verwertbare Bestand- 
teile aus Hausmüll, wie z. B. Papier, Glas, Metall, Kunststoff, 
aussortiert und zu neuen Produkten weiterverarbeitet werden. 
Hierfür ist es erforderlich, geeignete Verfahren unter wirtschaft- 
lichen Gesichtspunkten zu erproben und zur großtechnischen 
Anwendbarkeit fortzuentwickeln. Die Bundesregierung sieht in 
der Durchführung dieses Vorhabens eine wesentliche Voraus- 
setzung dafür, daß bei der Hausmüllentsorgung ein Übergang 
von der bloßen Beseitigung zur Verwertung erfolgt. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugendr Familie und Gesundheit 


20. Abgeordneter 

Prinz zu Sayn- 
Wittgenstein- 
Hohcnstein 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die freigemeinnützigen und pri- 
vaten Krankenhäuser in absehbarer Zeit kein 
Eigenkapital mehr besitzen und „also verstaat- 
licht sein" werden, wie der Evangelische Kran- 
kenhausverband Baden-Württemberg in einem 
Schreiben vom 29. Juni 1976 meint, und wenn 
ja, welche Folgerungen wird die Bundesregie- 
rung daraus ziehen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wolters 
vom 20. August 


Nach Auffassung der Bundesregierung trifft es nicht zu, daß die 
freigemeinnützigen und privaten Krankenhäuser in absehbarer 
Zeit kein Eigenkapital mehr besitzen und „also verstaatlicht 
sein" werden. 

Viele private Krankenhäuser haben außerhalb des Systems der 
öffentlichen Förderung nach dem Krankenhausfinanzierungs- 
gesetz (KHG) eine eigene wirtschaftliche Grundlage. Bei den 
nach dem KHG geförderten privaten und freigemeinnützigen 
Krankenhäusern gehen die mit den öffentlichen Fördermitteln 
beschafften Anlagegütern in das Eigentum des Krankenhausträ- 
gers über. Es liegt daher nicht nur keine Enteigung dieser 
Krankenhausträger vor, vielmehr ergibt sich bei ihnen ein erheb- 
licher Vermögenszuwachs auf Grund der öffentlichen Förderung. 

Scheiden Krankenhäuser aus der öffentlichen Förderung aus, ist 
unter den Voraussetzungen des § 13 KHG für die bei Beginn der 
Förderung vorhandenen, aus Eigenmitteln des Krankenhaus- 
trägers beschafften Anlagegütern ein entsprechender Ausgleich 
zu gewähren. Dabei sind der Wert des Anlagegutes bei Beginn 
der Förderung und die restliche Nutzungsdauer während der Zeit 
der Förderung zu Grunde zu legen. Damit ist sichergestellt, daß 
die Krankenhäuser bei Beendigung der Förderung einen ihrer 
Eigenmittelbeteiligung entsprechenden Ausgleich erhalten. 

Die mit öffentlichen Mitteln erworbenen Anlagegüter des Kran- 
kenhauses verbleiben auch bei Beendigung der Aufgabe des 
Krankenhauses in Eigentum des Krankenhausträgers. Eine Ver- 
pflichtung zur Erstattung der Fördermittel entfällt mit dem 
Ablauf der regelmäßigen Nutzungsdauer der jeweils geförderten 
Anlagegüter (§15 Abs. 2 KHG). Den Krankenhäusern verbleiben 
somit auch nach Beendigung der Förderung erhebliche aus 
öffentlichen Mitteln angeschaffte Werte, Von einer Enteignung 
kann daher auch insoweit nicht gesprochen werden. 


21. Abgeordneter 

Prinz zu Sayn- 
Wittgenstein- 
Hohenstein 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß als Folge der Gesetzgebung 
eine „faktische Enteignung" der freigemein- 
nützigen Krankenhäuser zu befürchten ist, wie 
der Deutsche Caritasverband meint, und wenn 
ja, welche Maßnahmen plant die Bundesregie- 
rung, um diese befürchtete Folge zu verhin- 
dern? 


14 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/5748 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wolters 
vom 20. August 

Die Befürchtungen des Deutschen Caritasverbandes werden 
insbesondere auch aus den zur Frage angegebenen Gründen von 
der Bundesregierung nicht geteilt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


22. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Fernmeldeämter derzeit 
wegen strittiger fernmelderechtlicher Fragen 
keine Anmeldungen von Funkanlagen gemäß 
Meterwellenfunk-Richtlinien BOG annehmen, 
das Errichten und Betreiben solcher Funkanla- 
gen unter Hinweis auf § 15 Abs. 1 SAG unter- 
sagt haben, und bis wann ist die Bundesregie- 
rung gegebenenfalls bereit, diese Angelegen- 
heit zu klären, damit den Hilfs- und Rettungs- 
diensten zum Schutz von Menschenleben und 
Eigentum die Fernanlagen zur Verfügung ste- 
hen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 20. August 

Sicherheitsbehörden, denen vom Bundesminister für das Post- 
und Fernmeldewesen eine Sammelgenehmigung zum Errichten 
und Betreiben von Funkanlagen erteilt worden ist, müssen 
Funkanlagen, die sie in Betrieb nehmen wollen, gemäß Meter- 
wellenfunk^Richtlinie für Behörden und Organisationen mit 
Sicherheitsaufgaben (BOS) bei den Fernmeldeämtern der Deut- 
schen Bundespost anmelden. Soweit die in dieser Richtlinie 
genannten Voraussetzungen erfüllt sind, wird die Anmeldung 
von jedem Fernmeldeamt angenommen. 

Legen jedoch Behörden oder Organisationen, die keine Sammel- 
genehmigung erhalten haben, Anmeldungen von Funkanlagen 
bei den Fernmeldämtern vor, so müssen diese von den Fern- 
meldeämtern zurückgewiesen werden. 

Bezüglich der Funkanlagen für Zwecke des Katastrophenschutzes 
wird, sobald die noch offenen Rechtsfragen geklärt sind, eine 
einvernehmliche Regelung zwischen dem Bundesminister für das 
Post- und Femmeldewesen und dem Bundesminister des Innern 
getroffen werden. Entsprechende abschließende Gespräche zwi- 
schen den Ministerien wurden bereits vereinbart. 


Bonn, den 3, September 1976 



